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Eine amtliche Berichtigung. 
Wir hatten in Nr. 27 unſeres Blattes eine kurze 
Betrachtung darüber angeftellt, wie wechſelvoll der Be⸗ 
griff der Oppoſition gerade dem a ueee en N in 
Preußen gegenüber ſei, indem dieſes ſchriltweiſe zu Maß⸗ 
regeln greife, deren Empfehlung es Anfangs als Oppo⸗ 
ſinion bezeichnet hatte. Wir waren zu dieſer Betrachtung 
gedrängt worden durch eine Eröffnung, welche uns in 
amtlichem Auftrage von dem Landrath a. D. v. Schrötter 
gemacht worden war, und deren Inhalt wir ſo, wie wir 
ſie aufgefaßt hatten, in wenigen Worten wiedergaben. 
Wir erhielten darauf folgendes Schreiben: 
In Nr. 27 der „Verfaſſung“ vom 7. d. M. in dem 
3. Alinea des Artikels „Es ſoll keine Oppoſition gemacht 
werden“ befindet ſich der Paſſus: 
Ganz einfach, weil man uns auf das allerbeſtimm⸗ 


teſte erklärt hat, daß unſere jetzige Regierung in 
der Preſſe keinerlei Oppoſition dulden werde, daß 
ſie, falls wir dieſe zweite uns zugegangene War⸗ 
nung nicht beachten werden, von ihrem Rechte zur 
Unterdrückung unſeres Blattes Gebrauch machen 
werde. 

Die Redaktion wird hierdurch zur Erklärung aufge⸗ 
fordert, ob die bier in Bezug genommene Mittheilung 
idenliſch mit der Eröffnung ſein ſoll, welche von hier 
aus am 30. v. M. dem Redakteur, Herrn Dr. Lewin⸗ 
ſtein, gemacht worden, oder eb derſelben noch von einer 
andern Stelle eine ſolche Bedeatung zugegangen iſt. 

Berlin, den 8. Juli 186663. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 
v. Bernnth. 


Jun 
die Redaklion der Verfaſſung. 


Der Redalteur dieſes Blattes antwertete darauf dem 
Herrn v. Bernuth, Polizei-Präſidenten von Berlin, 
daß jener angeführte Satz ſich allerdings auf jene amt⸗ 
liche Eröffnung des Landraths a. D. v. Schrötter be— 
ziehe, da er den Sinn der Werte, welche derſelbe ger 
braucht hat, nur in der Weiſe habe verſtehen können, 
wie er in dem angeführten Satze wiedergegeben ſei. 


Zeitungs -Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenſtraße Nr. 27, 4½ Sgr. 
Inſerate die Zeile 2 Sgr. 


Darauf erhielt der Redakteur dieſes Blattes folgen⸗ 
des Schreiben: 

Ew. Wohlgeboren werden aufgefordert, die anliegende 
Berichtigung in eine der beiden nächſten Nummern der 
Zeitſchrift „die Verfaſſung“ an entſprechender Stelle auf 
Grund des §. 26 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 
aufzunehmen. 

Berlin, den 12. Juli 1866. 

Königliches Pelizei-Präſidium. 
v. Bernuth. 
An 
den Herausgeber der „Verfaſſung“, 

Herrn Dr. Lewinſtein. 

Die beiliegende Berichtigung laſſen wir nach dieſem 
Artikel folgen, wir glauben aber unſeren Leſern gegen⸗ 
über einige Worte der Rechtfertigung in Beziehung auf 
den in jener Berichtigung vielleicht enthaltenen Vorwurf 
gegen uns ſchuldig zu ſein. 

Es konnte nicht unſere Abſicht ſein, den Wortlaut 
einer Unterredung, welche etwa 15 bis 20 Minuten ge⸗ 
dauert hatte, in den wenigen citirten Zeilen wiederzu⸗ 
geben, es konnte ſich nur darum handeln, das mitzu⸗ 
theilen, was nach unſerer Anſicht der Sinn jener Mit⸗ 
theilung war. Haben wir die Aenßerungen des Landraths 
d. D. v. Schrötter, welche natürlich ebenſo wenig in 
dem aufgenommenen Protekell wörtlich wiedergegeben 
find wie in jenen wenigen Zeilen unſeres Blaltes, falſch 
anfgefaßt, ſo freut uns das natürlich, da ja dadurch 
unſere und wohl auch vieler anderer Perſonen Before 
niß zerſtreut wird, die Regierung werde von den Rechten, 
die ihr das Geſetz über die Verhängung des Belagerungs⸗ 
zuſtandes giebt, gegen die Preſſe und die Vereine Ge— 

brauch machen, eine Beſorgüitz, welche hauptſächlich durch 
die uns und in ähnlicker Weiſe auch anderen Zeitungen 
gemachten Erͤffnungen und durch den in ähnlichen 
Sinne gehaltenen Artikel der Provinzial-Korreſpondenz, 
den wir in Nr. 25 unſeres Blattes beſprochen haben, hervor— 
gerufen worden iſt. Die Worte des Protokolls, welche einen 
Anhaltspunkt für unſere Auffaſſuug der Eröffnungen des 
Herrn Landratbs a. D. v. Schrötter liefern, ſind folgende: 
„daß eine fo ſchneidende Oppoſition wie die von der 


„Verfaſſung“ unverändert kundgegebene nicht geduldet 
werden könne, und daß es daher im Intereſſe des 
Blattes liege, wenn die Redaktion ſich hinfort einer be⸗ 
deutend größeren Selbſtbeſchränkung unterwerfe.“ Wir 
glaubten, es handle ſich darum, daß die Regierung „kei⸗ 
nerlei Oppoſition“ dulden wolle; aus dem Wortlaut des 
Protokolls geht hervor, daß eine „ſo ſchneidende Oppo⸗ 
ſition“, wie ſie unſer Blatt macht, nicht geduldet werden 
kann. Wir geſtehen offen, daß wir eine „nicht ſchnei⸗ 
dende Oppoſition“ für eine jener Erfindungen halten, 
mit denen der Gothaismus die Welt beglückt hat. Wer 
das, was er anſtrebt, wirklich und in Wahrheit für wün⸗ 
ſchenswerth und nothwendig hält, und deshalb mit guten, 
unanfechtbaren Gründen gegen alles das kämpft, was der 
Herſtellung des erſtrebten Zuſtandes entgegenſteht, der 
wird eine „ſchneidende Oppoſition“ machen, und nur 
derjenige. welcher Oppoſition macht, um dem Volke feinen 
„guten Willen“ zu zeigen, ohne daß es ihm Ernſt iſt 
um das, wofür er kämpft, der kann eine Oppoſition 
machen, der jede Schneide und Schärfe fehlt, eine Oppo⸗ 
ſition, welche ſich in allgemeinen Phrafen, nicht in Vor⸗ 
führung thatſächlicher Verhältniſſe bewegt. 


Die uns zugeſandte Berichtigung lautet: 
Berichtigung. 

In der Nr. 27 der „Verfaſſung“ vom 7. d. M. ent⸗ 
hält der Artikel „Es ſoll keine Oppoſition gemacht wer⸗ 
den“ in dem dritten Alinea folgenden Paſſus: 

Ganz einfach, weil man uns auf das allerbeſtimm⸗ 
teſte erklärt hat, daß unſere jetzige Regierung in 
der Preſſe keinerlei Oppofition dulden werde, daß 
ſie, falls wir dieſe zweite uns zugegangene War⸗ 
nung nicht beachten werden, von ihrem Rechte zur 
1 unſeres Blattes Gebrauch machen 
werde. 

Es iſt hierin der Inhalt der dem Redakteur der 
„Verfaſſung“, Dr. Lewinſtein, gemachten amtlichen 
Eröffnung khatſächlich unrichtig wiedergegeben, denn nach 
Ausweis des darüber aufgenommenen und von dem Dr. 
Lewinſtein unterſchriebenen Protokolls vom 30. Juni c. 
iſt derſelbe nur dahin bedeutet worden: 

„daß die Haltung der von ihm redigirten Zeitung 
„keineswegs den Erwartungen entſpreche, die von 
„der Staatsregierung den Redaktionen gegenüber 
„ausgeſprochen worden, daß eine fo ebene 
„Oppoſition, wie die von der „Verfaſſung“ unver⸗ 
„ändert kundgegebene, nicht geduldet werden könne, 
„und daß es daher im le des Blattes liege, 


„wenn die Redaktion ſich hinfort einer bedeutend 


„größeren Selbſtbeſchränkung unterwerfe.“ 
Berlin, den 12. Juli 1866. 
Königliches Polizei⸗Präſidium. 
v. Bernuth. 


Politiſche Wochenſchau. 
Preußen. Seit unſerem letzten Wochenbericht ift die 
preußiſche Armee fortwährend im Vorrücken. Das Haupt⸗ 
quartier wurde ſchon in der vorigen Woche nach Brünn, 


der Hauptſtadt Mährens verlegt, und nach den neueſten 
Nachrichten ſteht das Korps des Prinzen Friedrich Karl 
in Lundenburg, wenige Meilen vor Wien. Der Haupt⸗ 
theil der öſterreichiſchen Nordarmee hat ſich nach Olmütz 
zurückgezogen, um ſich dort zu ſammeln, ſcheint jedoch von 
dort, da durch das ſchnelle Vorgehen der Preußen die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Olmütz und Wien abgeſchnitten iſt, ſich 
über die ungariſche Grenze zu ziehen, um ſo zum Schutze 
der Hauptſtadt mitwirken zu können. Oeſterreich macht auch 
große Anſtrengungen, einen möglichſt großen Theil der Süd⸗ 
armee nach Wien zu ſchaffen, und dürfte es daher bei dem 
Donauübergang wohl noch zu einer ſehr bedeutenden Schlacht 
kommen. Wenn Preußen in derſelben Sieger bleibt, ſo rücken 
unſere Truppen in Wien ein, und Preußen wird alsdann den 
Oeſterreichern in ihrer eigenen Hauptſtadt den Frieden diktiren. 

Man hatte vor einigen Tagen Verhandlungen über eine 
dreitägige Waffenruhe angeknüpft, welche ſich jedoch zer⸗ 
ſchlagen haben, wie man ſagt, weil die öſterreichiſche Regie⸗ 
rung befürchten muß, durch einen ſolchen Schritt, obgleich 
derſelbe für die öſterreichiſche Armee dringend nothwendig 
erſcheint, einen Aufſtand in Wien hervorzurufen. 

In Mitteldeutſchland ſind die preußiſchen Truppen 
gleichfalls entſchieden ſiegreich; nach mehreren kleineren Ge- 
fechten hat am 14. d. M. ein großes Gefecht bei Aſchaf⸗ 
fenburg ſtattgefunden, in dem die Reichsarmee vollſtändig 
eſchlagen wurde. Der Rumpf⸗ Bundestag iſt darauf über 
als und Kopf aus Frankfurt abgereiſt, um in Augsburg 
ſeine Thätigkeit (2) fortzuſetzen. Am 16. haben die Preuß en 
Frankfurt am Main befetzt, ſo daß jetzt in ganz Nord⸗ 
deutſchland bis zum Main die preußiſche Fahne weht. Nach⸗ 
dem außer der Reichsarmee auch die Baiern an mehreren 
Stellen geſchlagen ſind, dürfte an einen ernſtlichen Wider⸗ 
ſtand nicht mehr zu denken fein, und es handelt ſich jezt nur 
noch darum, welche Bedingungen Preußen für die künftige 
Geſtaltung Deutſchlands ſtellen wird. Wir glauben nicht, 
daß man ſich nach ſolchen Erfolgen der preußiſchen Waffen 
noch mit dem Reform⸗-Projekt des Grafen Bismarck be⸗ 
gnügen wird. Es hat am 16. hier in Berlin auf Einladung 
des Miniſters Grafen Eulenburg eine Beſprechung deſſelben 
mit den Herren R. v. Bennigſen, Miquel, Gumbrecht, 
Biedermann und Oetker ſtattgefunden, in welcher ver- 
ſchiedene Pläne zur Neugeſtaltung Deutſchlands zur Sprache 
gekommen ſein ſollen. Da die genannten Herren fämmtlich 
zu den bewährten Vorkämpfern der liberalen Partei gehören, 
ſo würde man zu den beſten Hoffnungen berechtigt ſein, 
wenn nicht bei uns in Preußen alles beim Alten bliebe. 
So ſind in Berlin in der vorigen Woche fünf Regierungs⸗ 
kommiſſarien an Stelle von nichtbeſtätigten Stadträthen ein⸗ 
geführt worden. 

In Hannover hat vor einigen Tagen eine Berſamm ; 
lung von liberalen Männern aus ganz Norddeutſch⸗ 
land ſtattgefunden, welche ſich unbedingt dafür ausgeſprochen 
haben, daß das deutſche Volk jetzt in Opfern und in Thaten 
zu Preußen ſtehen müſſe. Aehnliche Kundgebungen haben 
in Leipzig, in Kaſſel und in Bremen ſtattgefunden. 

Daß man aber nicht allenthalben ſo denkt, das zeigt die 
ſogenannte deutſche Volkspartei. Sie rührt ſich fehr 
eifrig, um gegen die preußiſchen Beſtrebungen Propaganda 
zu machen. Unfer Standpunkt in dieſer Frage ift bekannt 
genug; wir find die Gegner jeder Vergewaltigungspolitik, 
aber wir können uns die Herſtellung einer einheiklichen deut⸗ 
ſchen Macht nur durch Gruppirung um Preußen denken. 
Mit jenen Herren, welche die Kraft Deutſchlands in der Er⸗ 
haltung der Kleinſtaaten ſehen, werden wir daher niemals 
übereinſtimmen; ſie überzeugen zu wollen, ſcheint uns auch 


überflüffig, denn jene Partei beſteht eigentlich nur aus Führern, 
welche vergeblich ſtreben, Anhänger zu gewinnen, die ſich von 
ihnen wollen leiten laſſen. Aber wenn jene Herren Blöd⸗ 
ſinn in die Welt ſchleudern, jo muß man doch darauf auf. 
merkſam machen, damit das Volk erkenne, weß Geiſtes Kin⸗ 
der die ſind, welche es „im Namen der Freiheit“ leiten 
wollen. So behaupten ſie jetzt unter anderem, ein Volk, 
welches in dieſem Augenblicke jelbft über die Vergangen- 
heit einzelner freiheitsfeindlicher Fürſten und 
Staatsmänner, wenn ſie nur heute zur Bundesfahne 
ſtehen, Vergeſſenheit breitet, verdient das vollſte Ver⸗ 
trauen. Sehen jene Herren denn nicht ein, daß ſie damit 
auf das Glänzendſte diejenigen rechtfertigen, welche jetzt zu 
Bismarck ſtehen, trotz ſeiner Vergangenheit, weil er die 


deutſche Einheit ſchaffen will, und daß fie ſelbſt nach dieſen 


Grundſätzen gewiß nicht ſeine Gegner ſein dürfen. 

Die Einberufung des Landtages, welche man be⸗ 
kanntlich ſehr ſchnell erwartete, ſcheint ſich wieder hinaus- 
zuziehen, möglich, daß man erſt den Einzug in Wien ab⸗ 
warten will, um mit einem vollendeten Reſultat vor die 
Kammer zu treten. Unter den Vorlagen, welche dem Land⸗ 
tage gemacht werden ſollen, befindet fi natürlich in erſter 
Linie eine Vorlage über eine Anleihe, außerdem noch wegen 
des Wahlgeſetzes zum deutſchen Parlament, wegen. Erweite⸗ 
rung der preußiſchen Bank u. ſ. f. 

Wohl mit Rückſicht auf den nicht mehr fernen Zuſammen⸗ 

tritt des Landtages nimmt die offiziöſe Zeitung die Beſpre⸗ 
chung der Darlehnskaſſenfrage wieder auf. Sie ſteht 
heute noch auf demſelben Standpunkte, den ſie im Beginn 
der Sache eingenommen hatte, nämlich auf dem der abſoluten 
Rechtfertigung dieſer Regierungemaßregel. Noch heute be⸗ 
hauptet ſie, daß es ſehr ſchlimm fuͤr den Staat ſein würde, 
wenn die „Wohlthat“ des Artikels 63 der Verfaſſung, näm⸗ 
lich Verordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen zu können, vor⸗ 
behaltlich der nachherigen Zuſtimmung des Landtags, nicht 
auch auf Finanzmaßregeln anwendbar ſein ſollte. Sie muß 
zwar zugeſtehen, daß die Verfaſſung ausdrücklich erklärt, daß 
alle Geldſachen, Steuern⸗Anlehen, Garantien u. ſ. w. nur 
durch Geſetze geregelt werden können. Sie meint aber, Ver⸗ 
ordnungen mit Geſetzeskraft ſeien ja eben Geſetze. Weßhalb 
die Verordnung einen Unterſchied macht zwiſchen „Geſetz“ 
und „Verordnungen mit Geſetzeskraft“ und weßhalb ſte, nach⸗ 
dem der Unterſchied erſt feftgeftellt iſt, an einer anderen Stelle 
ſagt, daß Finanzſachen nur durch „Geſetze“ geregelt werden 
können, darüber ſchweigt das miniſterielle Blatt weislich. Daß 
ſolche Beweisführungen freilich auch für das gläubigſte Partei⸗ 
glied nicht ausreichen, ſieht das Blatt wohl Felt ein, und 
deßhalb ſucht es ferner zu beweiſen, daß die Ausgabe von 
Darlehnckaſſenſcheinen gar nicht unter das Kapitel von 
Steuern, Anlehen, Garantien u. ſ. w. gehöre. Bei dieſem 
Punkt iſt nun der Scharfſinn des Blattes noch glänzender 
wie bei dem vorigen. „Der Staat 1 5 ja nicht“, ruft 
es aus, „er verborgt ja mit den Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheinen, er wird nicht ein Schuldner, ſondern er wird 
ein Gläubiger! und das verbietet doch keine Beſtimmung 
der Verfaſſung?“ Darüber freilich ſchweigt das Blatt, wo 
der Staat das Geld hernimmt, das er verborgt. Es ſchweigt 
fogar darüber, daß der Staat die neuen Geldzeichen, die er 
ſchafft, in allen ſeinen Kaſſen für voll annehmen will, und 
aß er damit mindeſtens die Garantie übernimmt, allen 
Schaden, der aus einer Kours⸗ oder Werth⸗Differenz ent⸗ 
ſtehen könnte, tragen zu wollen, ganz abgeſehen davon, daß 
eine Ausgabe von bloßem Papiergeld durch den Staat nichts 
Anderes iſt, als eine unfreiwillige Anleihe, welche der Staat 
bei ſeinen Bürgern macht. 


Neue Rechtsgründe bringt, wie man fleht, das minifterielle 
Blatt für die Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen nicht bei, 
und wir fürchten, daß es bei der Ausführung der volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Gründe, die es noch bringen will, wo möglich noch 
ſchlechter fährt, als bei den Rechtsgründen. Bedeutungsvoll 
bei dieſen Artikeln iſt überhaupt nicht ihr Inhalt, ſondern 
der Wechſel in der Taktik, der dabei zum Vorſchein kommt. 
Vor den Wahlen behandelte ſie die ganze Sache als etwas 
ſehr Untergeordnetes, als ein momentanes Auskunftsmittel in 
der Handelskriſe, bei der es ſich gar nicht um Rechtsgründe, 
ſondern lediglich um Zweckmäßigkeitsgründe handelte. Es 
ſchien, als ab die Verantwortung dafür dem eben abgetretenen 
Finanzminiſter überlaſſen werden ſollte und als ob der neue 
ger, keinen Werth auf dies Mittel lege, weil er ſich ſchon 
onſt zu helfen wiſſe. Sind dieſe Artikel des miniſteriellen 
Blaftes vielleicht gar ein Zeichen, daß auch der neue Finanz⸗ 
miniſter auf dieſem Wege bleiben wolle und vielleicht gar 
eine neue Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen beabſichtige? 
Das wäre um ſo merkwürdiger als Handel und Induſtrie 
notoriſch nur einen ſehr untergeordneten Gebrauch von den 
Darlehnekaſſenſcheinen gemacht haben, fo daß der Finanz⸗ 
minister jetzt die Benutzung der Darlehnskaſſe zu einem gerin- 
geren als dem marktgängigen Zinsfuß geſtattet, wohl nur zu 
dem Zweck, damit er den Kammern den Beweis liefern kann, 
daß eine ſehr ſtarke Benutzung der Kaſſen ſtattgefunden hat, 
daß ſie alſo ſehr nothwendig geworden ſind. Nun ſind aber 
bis jetzt noch nicht 4 ½ Millionen ausgeliehen, eine Summe, 
mit welcher die Bank und die Seehandlung dem Handels ⸗ 
ſtande auch wohl hätten unter die Arme greifen können. 

Was aber jener Artikel der offiziöfen Zeitung in dieſem 
Augenblick ganz beſonders als Verſuche, eine verlorene Sache 
zu ſtützen, bezeichnet, das iſt der Umſtand, daß der Ober⸗ 
offiziöſe, nämlich die Provinzial⸗Korreſpondenz, ſie ſelbſt in 
wenigen Zeilen als Phraſen bezeichnet. Es heißt in derſelben 
mit Bezug auf die Vorlagen für die demnächſt zuſammen⸗ 
tretende Kammer: „Bei der Verordnung in Betreff der 
Darlehnskaſſen wird die Regierung nicht blos die 
Genehmigung des Geſetzes ſelbſt, ſondern auch des bei dem 
Erlaß deſſelben beobachteten Verfahrens beantragen. Es 
iſt nämlich nicht zweifellos, ob die Verordnung 
in das Bereich derjenigen Maßregeln gehört, 
welche die Regierung auf Grund der Verfaſſung 
mit einſtweiliger Geſetzeskraft zu erlaſſen befugt 
war. Um ſolchen Zweifels willen wird die Regierung die 
ausdrückliche Gutheißung des im Intereſſe der dffentlicen 
Wohlfahrt gethanen Schrittes erbitten.“ 
„Oeſterreich. Die Regierung ſchafft die Mittel zur Fort⸗ 
führung des Krieges durch die Ausgabe von 200 Millionen 
Gulden in Banknoten. 


Die projektirte Einmiſchung Frankreichs in die 
deutſchen Angelegenheiten und ihre Folgen. 

Der Kaiſer von Oeſterteich hat gehandelt, wie man es 
nach den Traditionen der Habsoburgiſchen Politik erwarten 
mußte. Er hat feſtgehalten daran, daß es die höchſte Auf- 
gabe des Beherrſchers von Oeſterreich iſt, ſeinen Einfluß in 
Deutſchland zu bewahren, denn er weiß ſehr wohl, daß er, 
wenn es ihm, jelbft mit großen Opfern gelingt, fein Haus 
wiederum zu Kaiſern von Deutſchland zu machen, er an 
Macht und Anſehen reichlich gewinnen würde, und daß er als⸗ 
dann mit deutſcher Hilfe alles Verlorene wieder gewinnen 
könnte. Von dieſem Grundſatz geleitet, hat Franz Joſeph 
vor 7 Jahren die Lombardei in dem Augenblicke ab⸗ 
getreten, als Preußen, ſehr gegen ſein eigenes Seele 
ihm an der Spitze Deutſchlands zu Hilfe eilen wollte, 


denn er fürchtete, die Uebernahme der Führerſchaft in 
einem ſolchen Kriege könnte Preußens Anſehen ſo ſteigern, 
daß es Oeſterreich ſpäter nicht mehr möglich ſein würde, den 
alten Einfluß wieder zu erlangen. 

Eben daſſelbe Gefühl, daß der Einfluß in Deutſchland 
vor allem für Oeſterreich nothwendig ſei, hat nun auch den 
neueſten Schritt des Kaiſer Franz Joſeph geleitet. Er iſt in 
einen Krieg verwickelt mit Preußen und Italien. Preußen 
verlangt von Oeſtreich nichts Anderes, als daß es ſich ganz 
von Deutſchland zurückziehe, daß es dieſes der Führung Preu⸗ 
ßens überlaſſe; Italien dagegen verlangt von Oeſterreich eine 
blühende Provinz, welche von den öſterreichiſchen Kaiſern ſtets 
für eine der glänzendſten Perlen der öſt. rreichiſchen Krone er- 
klärt worden iſt. Man ſollte nun denken, es werde in dem 
Falle, daß dem Kaiſer Franz Joſeph die gleichzeitige Be⸗ 
kämpfung beider Feinde unmöglich erſcheine, derſelbe ſich dazu 
entſchließen, mit Preußen, weiches Nichts von ſeinem Gebiete 
fordere, Frieden zu ſchließen, um ſeine ganze Kraft auf den 
Schutz der von Italien geforderten Previnz zu verwenden. 
Aober wer darauf gehofft hat, der hat eben den Grund⸗ 
ſatz der öſtreichiſchen Polink nicht beachtet. Kaiſer Franz 
Joſeph hat, trotz der vielen Mitzerfolge, welche in den letzten 
Jahren das Reſultat dieſer Politik geweſen ſind, doch ihr ge⸗ 
treu gehandelt, er hat im entſcheidenden Momente Venetien 
geopfert, um mit voller Kraft dem Rivalen in Deutſch⸗ 
land entgegentreten zu können. 

Wir würden dies nun an und für ſich nicht tadeln dür⸗ 
fen, denn ſchließlich hat der Kaiſer Franz Joſeph doch ganz 
allein über das zu beſtimmen, was er für ſich und ſeinen 
Staat für heilſam hält, und wenn ihn Jemand darüber zur 
Rechenſchaft ziehen kann, ſo iſt es nur ſein Volk, welches 
auch ſeiner Zeit nicht verſäumen wird, von dem Kaiſer Rechen ⸗ 
ſchaft zu fordern für all das vergoſſene Blut, für all den ver⸗ 
lorenen Einfluß. Aber Kaiſer Franz Joſeph hat nicht das 


Königreich Venetien an Italien abgelreten, damit die natio- 


nalen Forderungen dieſes Reiches befriedigt würden, ſondern 
er hat dieſes Land an den Kaifer Napoleon abgetreten 


Oeſterreich und ſeinen Gegnern vermitteln. 
zu miſchen, ſeinen Einfluß geltend zu machen 


bei der Ordnung der deutſchen Angelegenheiten. 
Der Plan des Kaiſers mag ganz gut geweſen ſein. Er 


hoffte, Italien würde augenblicklich vom Kriege abſtehen, wenn 
Napoleon ihm ſein Anrecht auf Venetien übertrage, und 


Preußen, welches ſich alsdann gleichzeitig von der ganzen 


öſter reichiſchen Macht, von den mit Oeſterreich verbündeten 


deutschen Fürſten und von dem Kaiſer Napoleon bedroht ſeben 
würde, müßte eilen, unter jeder Bedingung Frieden zu ſchlie⸗ 
zen. Alsdann hälte Franz Joſeph das Ziel feiner Wünſche 


erreicht, er hät ke das alte heilige deutſche Reich wieder er⸗ 


richtet. und den Thron beſtiegen unter dem Titel: Franz 
105 I., von Napoleons Gnaden Kaiſer von Deuiſch⸗ 
land. 


Aber es kam anders. Italien hat treu an ſeinem Bünd⸗ 
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lands im öſterreichiſchen Lager zu ſuchen. 


langt, nur noch wenige Stunden vor Wien. Dadurch hat 
ſich auch der Kaiſer tapoleon bewegen laſſen, feine Friedens, 
vermittlungen nicht in der Weiſe zu führen, daß er irgendwie 
dadurch jelbft zum Kampfe engagirt werden könnte, und Kaifer 
Franz Joſeph, welcher in Gemeinſchaft mit Louis Nupoleon 
den Preußen den Frieden diktiren wollte, muß ihn ſich fetzt 
von Preußen allein diktiren laffın. 

Somit wäre denn der Plan Oeſterreichs, Frank⸗ 
reich zu einer Einmiſchung in die deutſchen An- 
gelegenheiten Gelegenheit zu geben, vereitelt, 
es wird hoffentlich die Neugeſtaltung Deutſchlands 
ohne jede Einmiſchung des Auslandes vollzogen 
werden. 

Aber wenn wir auch ſo jetzt jenem Manöver jeſuitiſcher 
Politik keine Bedeutung mehr zu ſchenken brauchen, ſo dürfen 
wir doch unſer Staunen nicht unterdrücken, daß nach ſol⸗ 
chem Verſuch des Kaiſers Franz Joſeph es noch 
einen Mann in Deutſchland giebt, der auf den 
Namen eines Patrioten Anſpruch macht und es 
wagt, die Vertheidigung der Intereſſen Deutſch⸗ 
; Mögen 
jene Vertheidiger des öſterreichiſchen. Abſolutismus nen 
die ſchwarz⸗ roth » goldene Fahne aufpflanzen, das Lager 
Deutſchlands wird doch ſtets nur da ſein, wo deutſcher Sinn 
iſt, und deutſcher Sinn wird niemals dahin ſtreben, daß ſich 
ein habgieriger Nachbar zum Schiedsrichter in Deutſch⸗ 
land mache. 

Wo in dieſem Augenblicke Deutſchland iſt, das fagen 
deutlich die Worte Kinkel's in der Verſammlung der Mitglie⸗ 
der des Nationalvereins zu London. Wir ſollen, ſo ſprach er, 


heute mit ganzer Entſchiedenheit hinter Preußen treten. Ich 


wünſchte, ich hätte ſchon vor drei Wochen bei Ihrer letzten 
Verſammlung anweſend fein können, um dieſes auszusprechen, 


damit es nicht ſcheine, als habe der Erfolg mich hingeriſſen; 


meine Freunde wiſſen, wie ich ſchon damals geſinnt war. 
Ich trete auch nicht zu dem Sieger, weil ich ins Vaterland 


mich zurückſehne, denn auf dem freien Boden einer Repu- 
mit der Bitte, derſelbe möchte den Frieden 1 8 | 

a⸗ 
mit hat alſo Kaiſer Franz Joſeph direkt Frank⸗ 
reich aufgefordert, ſich in den deutſchen Streit 


blik werde ich künftig eine Stellung haben ſo nützlich, 
jo ehrenvoll, meinen Fähigkeiten fo zupaſſend, daß Deutſch⸗ 
land mir nichts ſo Wünſchenswerthes zu bieten hat. 
Alſo nicht darum ſage ich, wir müſſen hinter Preußen treten. 
In dem deutſchen Kampf ſind die Farben umgetauſcht; eine 
Zeitung meldet, daß an der ganzen Mincio-Linie Oeſterreich 
die ſchworz⸗roth⸗ goldene Fabne aufgeſteckt hat. Eine Fahne 
iſt ein Lappen Tuch, man kämpft nicht, man ſtirbt nicht für 
den Lappen Tuch, man kämpft, man ſtirbt für das, was 
die Fahne meint. Ich habe die deutſche Trikolore 
ſtets geliebt, die ſchwarz-weiße Fahne fo lang ge- 
haft: heute aber meint ſchwarz⸗roth⸗gold die 
Reaktion, den alten Bund, die Trennung, und heut iſt 
die preußiſche Fahne die Fahne des Fortſchritts, 
der Einheit, der mächtigen in ſich zuſammenge⸗ 
ſchloſſenen Nationalität. ....- Und endlich denke ich, 
alle Deutſche ſollen jetzt im Parlament und außer dem Par⸗ 
lament darauf halten, daß die Einheit pollſtändig er- 
reicht wird, daß dieſer zweite Karthaginienſerkrieg keinen 


niß mit Preußen feſtgehalten und das Geſchenk aus der Hand dritten mehr nöthig macht, daß die eroberten Theile einfach 


des Kaisers Napoleon verſckmätt. Preußen hat nicht 
daran gedacht, auf Sriedeneunterhandlungen ohne eine, alle 
preußiſchen Forderungen befriedigende Baſis einzugehen. Es 
105 ganz ungeftört die Verfolgung der flüchtigen öſterreichiſchen 

rmee fortgeſetzt und es ft-hen vor ausſichilich unſere Truppen 
zu der Zeit, wo dieſes Blatt in die Hände unſerer Leſer ger 


annektirt, das Kleinfürſtenthum zerſtört, Oeſterreich in ſeine 
nationalen Theile zerſchlagen werde. Wer in dieſem Moment 
nech von Föderalismus, Eidgenoſſenſchaft ſpricht, iſt ein 
Rraktionär oder ein Phantaſt. Darum auch ja keinen Waf⸗ 
fenſtillſtand! Mit Oeſterreich keine Schonung mehr, ſeit es 
Frankreich erlaubt hat, zwiſchen die Parteien zu treten. 
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